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Anlage 1 
Schriftliche Eingaben im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit – ein-
schließlich der Beschlüsse 
 
 
 
Es folgt im Original die Eingabe von: 
 
Eheleute Jutta Wilke-Bietenbeck und Dr. Thomas Bietenbeck 
Salzmannstraße 6 
 
Eheleute Irene und Bernhard Combrink 
Salzmannstraße 8 
 
Frau Hilegard Gödde 
Salzmannstraße 10 
 
Eheleute Anneliese und Alfred Rabener 
Salzmannstraße 4 
 
Eheleute Josephine und Leonard Weiner 
Salzmannstraße 2 
 
30.Oktober 2003 
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Beschluss zu 1: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Mit dem Antrag auf Einleitung des Satzungsverfahrens liegt eine formelle Voraussetzung für 
ein vorhabenbezogenes Planverfahren vor. Hierdurch wird zwar die Richtung des Vorhabens 
vorgegeben (hier: Wohnbebauung mit mehreren Gebäuden mit bis zu jeweils vier Wohnein-
heiten), es liegt aber noch keine abschließende Entscheidung zu der genauen Ausgestaltung 
der Planung vor. Dass jedoch mehr Gebäude in dem Plangebiet nach Abschluss des Plan-
verfahrens in dem Plangebiet vorgesehen sind, als dieses heute der Fall mit der Villa Preckel 
ist, stand bereits zum Zeitpunkt der Einleitung des Satzungsverfahrens fest. 
 
 
Beschluss zu 2: 

Den Bedenken wird gefolgt. 

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan der Stadt Oelde als Wohnbaufläche dargestellt. 
Es ist somit für eine Wohnbebauung vorgesehen. Dem Plangeber – der Stadt Oelde – ob-
liegt es im Rahmen ihrer Planungshoheit aufgrund veränderter städtebaulicher Zielvorstel-
lungen städtebauliche Konzepte zu entwickeln bzw. entwickeln zu lassen. 

Ein Anspruch auf dauerhafte Beibehaltung einer in den 60er Jahren geplanten GRZ von 0,2, 
einer GFZ von 0,2 und einer eingeschossigen Bebauung für den Bereich der „Salzmannstra-
ße“ ist daher ebenso wenig gegeben wie die Ableitung eines Anspruches auf eine ebenso 
geartete Nachbarbebauung. Gemäß Baugesetzbuch ist ein sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden geboten, Grundflächenzahlen von 0,2 sind kein Beitrag, diesen Anspruch zu er-
füllen. 

Die geplante Bebauung hat sich nach den Grundlagen und Regeln des BauGB und der 
BauNVO zu richten. Danach wäre eine GRZ von 0,4 (plus Überschreitung bis 0,6 für Stell-
plätze, Garagen und ihre Zufahrten) ebenso zulässig wie eine maximale GFZ von 1,2. 

Die Ausnutzbarkeit dieser Obergrenzen der BauNVO erlaubt sich, wenn keine nachteiligen 
Wirkungen für die Nachbarschaft hinsichtlich der Festsetzung des zulässigen Maßes der 
baulichen Nutzung zu erwarten sind. 

Dieses ist gemeinhin bei der Einhaltung der Obergrenzen der BauNVO der Fall. 

Ein Abwehranspruch der Umgebungsbebauung gegen die Ausnutzung der Obergrenzen der 
BauNVO zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung ergäbe sich somit nicht aus der Tatsa-
che, dass für die Einwendergrundstücke geringere Maße der baulichen Nutzung festgesetzt 
sind bzw. tatsächlich in Anspruch genommen werden. 

Unter Berücksichtigung der umgebenden Bebauung wird für die Planung, abweichend von 
den zulässigen Obergrenzen der BauNVO, eine Grundflächenzahl von 0,3 und eine Ge-
schossflächenzahl von 0,6 festgesetzt. 

Es ergeben sich folgende Grundflächenzahlen: 

Bebauung, Stellplätze und Garagen bezogen auf das Vorhaben- / Plangebiet: 0,37 = 0,25 für 
die Gebäude + 0,12 für Stellplätze, Garagen etc.; 

Bebauung, Stellplätze und Garagen etc. bezogen auf Nettobauland (Plangebiet ohne private 
Verkehrsfläche): 0,43 = 0,29 für die Gebäude + 0,14 für Stellplätze, Garagen etc.. 

Die private Verkehrsfläche nimmt innerhalb des Plangebietes 14 % ein. Somit ergibt sich für 
das gesamte Plangebiet eine rechnerische Versiegelung durch Bebauung, Stellplätze, Gara-
gen, Carports sowie die private Verkehrsfläche von maximal 51 %. 

Das städtebauliche Konzept sieht nun die Errichtung von sieben Gebäuden mit maximal je-
weils vier Wohneinheiten vor. Südlich der Einwendergrundstücke sind drei Gebäude vorge-
sehen, südlich davon die zur Erschließung des Plangebietes notwendige Fläche sowie daran 
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anschließend weitere vier Gebäude. Die drei Gebäude südlich der Einwendergrundstücke 
sind mit dem vorgeschriebenen Grenzabstand vorgesehen und berücksichtigen bei einer 
maximalen Traufhöhe von vier Metern und einer maximalen Firsthöhe von zehn Metern die 
notwendigen Abstandsflächen zum Nachbargrundstück. Diese sind jeweils in sich deutlich 
durch eine in der Kubatur berücksichtigte Erschließungszone deutlich in der Mitte gegliedert. 
Es ergeben sich jeweils zwei einzelne Baukörper (11 m x 10,5 m), die durch eine transparen-
te Erschließungszone miteinander verbunden sind. 

Der Eingang der Gebäude wird ebenso wie die Balkone / Freisitze auf die Südseite gelegt, 
also weg von den Grundstücken an der „Salzmannstraße“. Die Möglichkeit einer Einsehbar-
keit wird reduziert und wäre ohnehin genauso bei einer Einfamilienhaus- / Doppelhausbe-
bauung gegeben (Aussicht aus Dachfenster o.ä.). 

Eine bestandssichernde Funktion ergibt sich weder aus dem heute an der „Salzmannstraße“ 
ausgeübten Maß der baulichen Nutzung, noch aus der Bestandssituation in dem Plangebiet 
mit der Villa Preckel. Die Belange der Nachbarschaft (hier: die unmittelbar angrenzenden 
Grundstücke der „Salzmannstraße“) werden somit berücksichtigt (Nachbarschutz im Rah-
men der bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften) bei gleichzeiti-
gem Verfolgen eines für das Grundstück Preckel / ehem. Villengrundstück veränderter städ-
tebaulicher Zielvorstellung im Sinne einer Ausnutzung nach den Obergrenzen der BauNVO. 
 
 
 
Es folgt im Original die Eingabe von: 
 
Dr. Thomas Bietenbeck 
Salzmannstraße 6 
 
11. Mai 2005 
 
Anhang zu der Eingabe: 
Schreiben an die Mitglieder des Ausschusses für Planung und Verkehr vom 08. Mai 
2005 sowie Leserbrief in der Angelegenheit 



 6

 

 



 7

 



 8

 
 
Beschluss: 

Der Anregung / dem Antrag wird nicht gefolgt. 

Das Planverfahren / Aufstellungsverfahren läuft zurzeit. Die Verfahrensschritte der Beteili-
gung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB ist durch die erfolgte Bürgerversammlung am 
28.04.2005 ebenso wie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 (1) BauGB erfolgt. 

Als nächster Verfahrensschritt ist über die Abwägung der im Rahmen dieser Beteiligung vor-
getragenen Stellungnahmen zu befinden bzw. über das städtebauliche Konzept unter Be-
rücksichtigung und städtebaulicher Würdigung der Stellungnahmen zu entscheiden. 

Die Dauer eines Planverfahrens ist kein Indiz für die Zweckmäßigkeit / Erforderlichkeit einer 
Planung oder nicht. 

In der Bürgerversammlung sind die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung erläutert und 
anhand des Entwurfes mit den entsprechenden Hochbauplänen dargestellt worden. 

Die Bekanntmachung der Beteiligungsfristen in Bauleitplanverfahren gemäß §§ 3 (1) und 3 
(2) BauGB erfolgen ortsüblich in der lokalen Presse. 

Die Diskussion eines veränderten Planentwurfes erfolgt im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung des Planentwurfes für die Dauer eines Monats nach § 3 (2) BauGB. Hier ist die Gele-
genheit für die Öffentlichkeit gegeben, erstens zu prüfen, inwieweit eine Veränderung der 
Planung stattgefunden hat und zweitens erneut eine Stellungnahme abzugeben. 
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Zu dem Schreiben an die Mitglieder des Ausschusses für Planung und Verkehr vom 
08. Mai 2005 (ergänzend zu den bereits o.g. Bedenken): 
 
Beschluss zu 1: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Im Rahmen einer Überplanung und Schaffung eines Ausgleichs an anderer Stelle fallen die 
Bäume nicht unter die Baumschutzsatzung. Im Westen des Plangebietes werden Baum-
standorte zum Erhalt festgesetzt. 
 
 
Beschluss zu 2: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Es ist eine Verschattungssimulation erstellt worden. Diese stellt die Auswirkungen der ge-
planten Bebauung auf die nördlich angrenzenden Grundstücke an der „Salzmannstraße“ für 
die Tage 21. Juni, 21. September und 21. Dezember für die Tageszeiten 12.00, 14.00, 16.00 
Uhr dar. Sie zeigt, dass sich durch die geplante Bebauung keine nachteilige Wirkung für die 
angrenzenden Grundstücke ergibt. Die Verschattungssimulation ist in der Bürgerversamm-
lung am 28.04.2005 vorgestellt worden. 

Der Eingang der Gebäude wird ebenso wie die Balkone / Freisitze auf die Südseite gelegt, 
also weg von den Grundstücken an der „Salzmannstraße“. Die Möglichkeit einer Einsehbar-
keit wird reduziert und wäre ohnehin genauso bei einer Einfamilienhaus- / Doppelhausbe-
bauung gegeben (Aussicht aus Dachfenster o.ä.). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es folgt im Original die Eingabe von: 
 
Dr. Thomas Bietenbeck 
Salzmannstraße 6 
 
23. Mai 2005 
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Beschluss: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

In der Sitzung des Ausschusses für Planung und Verkehr ist ein Sachstandsbericht zum 
Planverfahren gegeben worden. Dem Einwender ist mitgeteilt worden, dass seine Schreiben 
vom 30.10.2003, 11,.05.2005 (und vom 23.05.2005) im Rahmen der Abwägung zur öffentli-
chen Auslegung des Planentwurfes durch den Ausschuss behandelt werden. Diese Behand-
lung hat nicht am 19.05.2005 stattgefunden. Daher sind die Eingaben auch nicht Gegens-
tand der Diskussion im Ausschuss gewesen. Es ist ferner dem Ausschuss dargestellt wor-
den, welche Änderungen der Planung denkbar sind (Anzahl Stellplätze, Wegfall eines Ge-
bäudes mit vier Wohneinheiten zugunsten eines Doppelhauses etc.). 
 
 
 
 
 
Es folgt im Original die Eingabe von: 
 
Dr. Thomas Bietenbeck 
Salzmannstraße 6 
 
13. Juni 2005 
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Beschluss zu 1: 

Den Bedenken wird gefolgt. 

Nach der Überarbeitung werden von der „Gronowskistraße“ nur noch die Stellplätze für 1 
Gebäude mit 4 Wohneinheiten erschlossen, dies sind insgesamt 8 Stellplätze. Somit wird der 
Anliegerverkehr gegenüber der Ursprungsplanung deutlich verringert, da ursprünglich 14 
Wohneinheiten mit den dazugehörigen Stellplätzen über die Gronowskistraße erschlossen 
werden sollten. Die Erschließung der übrigen Baugrundstücke innerhalb des Plangebietes 
soll ausschließlich über einen Anschluss an den „Westrickweg“ erfolgen (6 Gebäude mit ma-
ximal 4 Wohneinheiten = 24 Wohneinheiten). 
 
Beschluss zu 2: 

Den Bedenken wird gefolgt. 

Bei einer Änderung der Planung im Sinne einer überwiegenden Erschließung vom 
„Westrickweg“ lässt sich der Baustellenverkehr über die „Gronowskistraße“ reduzieren. 
 
Beschluss zu 3: 

Den Bedenken / der Anregung wird gefolgt. 

Die Planung wird im Rahmen der zulässigen Obergrenze der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) vorgesehen. Gemäß Baugesetzbuch ist ein sparsamer Umgang mit Grund und 
Boden geboten, Grundflächenzahlen von 0,2 sind kein Beitrag, diesen Anspruch zu erfüllen.. 

Die geplante Bebauung hat sich nach den Vorgaben des BauGB und der BauNVO zu rich-
ten. Danach wäre eine GRZ von 0,4 (plus Überschreitung bis 0,6 für Stellplätze, Garagen 
und ihre Zufahrten) ebenso zulässig wie eine maximale GFZ von 1,2. 

Die Ausnutzbarkeit dieser Obergrenzen der BauNVO erlaubt sich, wenn keine nachteiligen 
Wirkungen für die Nachbarschaft hinsichtlich der Festsetzung des zulässigen Maßes der 
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baulichen Nutzung zu erwarten sind. Dieses ist gemeinhin bei der Einhaltung der Obergren-
zen der BauNVO der Fall. Ein Abwehranspruch der Umgebungsbebauung gegen die Aus-
nutzung der Obergrenzen der BauNVO zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung ergäbe 
sich somit nicht aus der Tatsache, dass für die Einwendergrundstücke geringere Maße der 
baulichen Nutzung festgesetzt sind bzw. tatsächlich in Anspruch genommen werden. 

Unter Berücksichtigung der vorhandenen Wohngebietsstrukturen wird für die Planung, ab-
weichend von den zulässigen Obergrenzen der BauNVO, eine Grundflächenzahl von 0,3 und 
eine Geschossflächenzahl von 0,6 festgesetzt. 

Es ergeben sich folgende Grundflächenzahlen: 

Bebauung, Stellplätze und Garagen bezogen auf das Vorhaben- / Plangebiet: 0,37 = 0,25 für 
die Gebäude + 0,12 für Stellplätze, Garagen etc.; 

Bebauung, Stellplätze und Garagen etc. bezogen auf Nettobauland (Plangebiet ohne private 
Verkehrsfläche): 0,43 = 0,29 für die Gebäude + 0,14 für Stellplätze, Garagen etc.. 

Die private Verkehrsfläche nimmt innerhalb des Plangebietes 14 % ein. Somit ergibt sich für 
das gesamte Plangebiet eine rechnerische Versiegelung durch Bebauung, Stellplätze, Gara-
gen, Carports sowie die private Verkehrsfläche von maximal 51%.  

Spielflächen sind, wie bei den Grundstücken an der „Salzmannstraße“ und der „Gro-
nowskistraße“ auf den privaten Grundstücksflächen möglich, ein öffentlicher Kinderspielplatz 
befindet sich an der Salzmannstraße. 
 
Beschluss zu 4: 

Den Bedenken / der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der notwendige Mindestgrenzabstand beträgt 3,00 m. Entsprechend wird die Baugrenze 
zum Nachbargrundstück festgesetzt. Die notwendige Abstandsfläche beträgt 3,20 m  bei der 
Traufhöhe von 4,00 m. 

Die Kubatur der vorgesehenen Bebauung (drei Gebäude zu der Südgrenze der Grundstücke 
an der „Salzmannstraße“) ist mit einem Fassadenvollgeschoss und einer Gebäude- / First-
höhe von 10,00 m einem Einfamilienhaus / Doppelhaus vergleichbar. Der Eingang der Ge-
bäude wird ebenso wie die Balkone / Freisitze auf die Südseite gelegt, also weg von den 
Grundstücken an der „Salzmannstraße“. Die Möglichkeit einer Einsehbarkeit wird reduziert 
und wäre ohnehin genauso bei einer Einfamilienhaus- / Doppelhausbebauung gegeben 
(Aussicht aus Dachfenster o.ä.). 

Im Norden des Plangebietes zu den Grundstücken an der „Salzmannstraße“ sind drei Ge-
bäude vorgesehen. Diese sind jeweils in sich deutlich durch eine in der Kubatur berücksich-
tigte Erschließungszone deutlich in der Mitte gegliedert. Es ergeben sich jeweils zwei einzel-
ne Baukörper (11 m x 10,5 m), die durch eine transparente Erschließungszone miteinander 
verbunden sind. 

Dem Plangeber / der Stadt Oelde ist es unbenommen, ihre planerischen Vorstellungen für 
das Plangebiet gegenüber den Entwicklungsvorstellungen aus 1964 zu verändern. Einen 
dauerhaften Anspruch auf Unveränderbarkeit des Plangebietes / des Nachbargrundstückes 
ist durch den Einwender nicht zu reklamieren. Der Vertrauensschutz wird ebenfalls nicht be-
rührt. Die Möglichkeiten der planungsrechtlich gesicherten Ausnutzbarkeit des Einwender-
grundstückes verändern sich durch die Planung auf dem Nachbargrundstück nicht. Ebenso 
ist nicht zu erkennen, dass bei dem Einwendergrundstück Maßnahmen im Vertrauen auf 
eine Unveränderbarkeit des Plangebietes durchgeführt worden sind, welche in Kenntnis der 
nunmehr vorliegenden Planung nicht durchgeführt worden wären. 
 
Beschluss zu 5: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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Eine zügige Bebauung liegt im Interesse des Vorhabenträgers und der Stadt Oelde. Dass 
sich keine Nachfrage für die geplante Bebauung einstellt ist Spekulation. Verzögerungen in 
der Baubabwicklung können sich auch bei Einfamilien- / Doppelhäusern einstellen und liegen 
nicht in der Natur der hier geplanten Vier-Einheiten-Gebäude. 

Bei einer Änderung der Planung im Sinne einer überwiegenden Erschließung vom 
„Westrickweg“ lässt sich der Baustellenverkehr über die „Gronowskistraße“ reduzieren. 
 
Beschluss zu 6: 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Die Entwässerung soll als Trennkanalisation erfolgen und in die Trennkanalisation der „Gro-
nowskistraße“ eingeleitet werden. Die Kapazitäten der Kanalisation in der „Gronowskistraße“ 
reichen aus. Das Plangebiet ist im zentralen Abwasserbeseitigungsplan / Generalentwässe-
rungsplan der Stadt Oelde enthalten. Innerhalb des Plangebietes ist eine Staukanalisation 
geplant, um die Spitzenlast des Niederschlagswassers in dem Plangebiet zurückhalten zu 
können.  
 
 
Alle Beschlüsse erfolgten bei drei Enthaltungen einstimmig. 


